
Stärkung der Selbstverwaltung

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

mit dem Gesetz zur „Stärkung der Selbstverwaltung der
Rechtsanwaltschaft“ betont der Bundesgesetzgeber die
Unabhängigkeit, die Notwendigkeit und die Bedeutung
unserer berufsständischen Selbstverwaltung. Auch nach
der Wouters-Entscheidung des EuGH, die ein nationales,
eigenständiges Kammersystem mit den Grundfreiheiten
des EG-Vertrages, ebenso die kartellrechtliche Beurteilung
der Berufsregeln mit dem Europarecht für vereinbar hält,
können wir uns darüber freuen, dass der Gesetzgeber ein
politisches Signal mit einem Gesetz, das schon im Titel
der „Stärkung der Selbstverwaltung der Rechtsanwalt-
schaft“ dient, setzt. Das ist ein erfreulicher, richtiger Weg
auch für die Zukunft.  
Inhaltlich hat das „Gesetz zur Stärkung der Selbstverwal-
tung der Rechtsanwaltschaft“ drei Schwerpunkte: Zum
einen überträgt es Aufgaben, die bisher noch der Justiz-
verwaltung vorbehalten sind, originär auf die Rechtsan-
waltskammern, des Weiteren verabschiedet es sich von
alten, aber heute nicht mehr aktuellen Berufsausübungs-
regelungen, und zum Dritten stärkt es die Rechte des Ver-
brauchers.
Die Selbstverwaltung ist von folgenden Regelungen be-
troffen: 
Zum einen werden zu originären Aufgaben die längst von
den Kammern über § 224a BRAO wahrgenommenen Auf-
gaben und Befugnisse im Zusammenhang mit der Zulas-
sung zur Rechtsanwaltschaft und mit dem Widerruf der
Zulassung. Zum anderen ist nach § 26 BRAO die Vereidi-
gung neu zugelassener Rechtsanwälte jetzt der Rechts-
anwaltskammer und damit dem Vorstand übertragen.
Während heute noch in öffentlicher Sitzung des Gerichts,
bei dem die Zulassung erfolgt, der Eid abgelegt wird, wird
in Zukunft die Vereidigung durch die Vorstände der
Rechtsanwaltskammern erfolgen. 
Die Gesetzesneuerungen im Bereich der Selbstverwal-
tung betreffen auch den Wegfall des Mindestalters als Vor-
aussetzung für die Wahl in den Vorstand einer Rechtsan-
waltskammer, die Erleichterungen bei der Voraussetzung
für eine Wiederwahl in das Präsidium der Bundesrechts-
anwaltskammer und insbesondere die Reduzierung der
durch ihre Größe sehr kostenintensiv und mühsam arbei-
tenden Satzungsversammlung auf die Hälfte der Mitglie-
der (§ 191b BRAO). 
Zur Berufsausübung hebt der Gesetzgeber in Konsequenz
zum Wegfall der Zulassung der Rechtsanwälte bei einem

bestimmten Gericht der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
(§ 18 BRAO) das Zweigstellenverbot auf. Mit Inkrafttreten
des Gesetzes hat der Rechtsanwalt einen Kanzleisitz zu
begründen; errichtet er Zweigstellen, hat er dies unver-
züglich der örtlich zuständigen Rechtsanwaltskammer
anzuzeigen. Eine – so die Begründung des Deutschen
Bundestags – „die freie Advokatur einschränkende Rege-
lung“ ist damit beseitigt, ein Bedürfnis nach Zulassung bei
einem bestimmten Gericht bestand nicht mehr. 
In Zukunft kann der Rechtsanwalt seinen Vertreter grund-
sätzlich selbst bestellen. Er muss die Bestellung allerdings
der Rechtsanwaltskammer anzeigen.
Des Weiteren fällt die fünfjährige Wartefrist für die Zulas-
sung bei einem Oberlandesgericht weg; damit kann ab
dem ersten Tag der Anwaltszulassung jede Anwältin und
jeder Anwalt auch vor jedem Oberlandesgericht auftreten. 
Für die Mandanten bringt das neue Gesetz zwei wichtige
Änderungen: So ist bei der Bundesrechtsanwaltskammer
ein kostenlos online einsehbares Verzeichnis aller in
Deutschland zugelassenen Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte zu führen. Die örtliche Rechtsanwaltskam-
mer muss dem Mandanten die Berufshaftpflichtversiche-
rung benennen, wenn die betreffende Kollegin oder der
betreffende Kollege kein berechtigtes Interesse daran
nachweist, dass die Versicherung nicht genannt wird. 
Am 16. Februar 2007 hat der Bundesrat das Gesetz gebil-
ligt; es kann frühestens am 1. Mai 2007 in Kraft treten.
Grundsätzlich ist das Gesetz zu begrüßen, denn es betont
die Stellung der Anwaltschaft als unabhängiges Organ der
Rechtspflege und Träger eines freien Berufes mit einer
starken Selbstverwaltung. Dabei darf allerdings nicht über-
sehen werden, dass der Staat zur finanziellen Entlastung
Aufgaben auf die Berufsstände zur selbstverantwortlichen
und effizienten Erledigung überträgt. Deshalb ist wachsam
darauf zu achten, dass nicht unter Schlagwörtern wie „Stär-
kung der Selbstverwaltung“ Maßnahmen vorgenommen
werden, die „gezielt – mit oder ohne Tarnung – im Ergeb-
nis gegen die wirtschaftlichen Grundlagen des Gerichts-
anwalts, des Rechtsanwalts der Anwaltsordnung gerichtet
werden und damit als ein Wirken gegen die Anwaltschaft
gerichtet sind“ (so mahnte schon Ostler in „Die deutschen
Rechtsanwälte“, 2. Aufl., S. 390). 
Deshalb gilt es zum Beispiel, mit aller Kraft die Abschaf-
fung des Einheitsjuristen zu verhindern, die Einführung
einer Spartenausbildung zu vermeiden (hierzu ist auf die
temperamentvollen Ausführungen von Finzel „Sparte ade“
in BRAK-Mitt. 2006, S. 242 ff. zu verweisen). Gleiches gilt
nach wie vor auch für unser Bestreben, die Definition der
Rechtsdienstleistung im neuen Rechtsdienstleistungsge-
setz klar zu formulieren und die Rechtsberatung als
„Nebenleistung“ einzuschränken. Der Bundesrat ist hier
auf der Linie der Rechtsanwaltschaft, das Bundesjustiz-
ministerium will jedoch an einer unseres Erachtens  zu
weiten Öffnung des Rechtsberatungsmarktes festhalten.
Hier geht der Kampf weiter – hoffen wir, dass in der Kam-
merversammlung am 27. April 2007, auf die wir schon hier
aufmerksam machen und Sie herzlich einladen, mehr und
wieder positiv zu berichten ist. 

Mit freundlichen kollegialen Grüßen 

Ihr

Michael Then, Vizepräsident
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� Zahlen und Fakten zur
Kammerversammlung 2007

1. Entwicklung der Mitgliederzahlen 

Die Kammer hatte am 1. Januar 2007 17.366 Mit-
glieder, damit 666 mehr als am 1. Januar 2006. In
Prozenten ist das eine Steigerung um 3,9 % gegen-
über 4 % im vergangenen Jahr.

Die Neuzulassungen (einschließlich der Zulas-
sungswechsel in den Kammerbezirk sowie der
Wiederzulassungen) haben, für sich genommen,
also ohne Abzug der Löschungen, im Jahr 2006
wiederum die Marke von 1.000 überschritten und
einen Wert von 1.145 erreicht. Im Jahr 2005 betrug
die Zahl der Neuzulassungen 1.171, im Jahr 2004
1.196. 

2. Verteilung im Kammerbezirk 
und Frauenquote

Von extremem Ungleichgewicht ist nach wie vor die
Verteilung innerhalb des Kammerbezirks.

Bei dem Amtsgericht München und damit dem
Landgericht München I, d.h. im Stadt- und Land-
kreis München, sind 11.028 Anwälte zugelassen.
Die übrigen 6.338 Anwälte verteilen sich auf die
anderen neun Landgerichtsbezirke.

Leicht gestiegen ist die Frauenquote. Von den
17.366 Kammermitgliedern per 1. Januar 2007 sind
5.600 weiblich. Dies entspricht einem Anteil von
32,2 % gegenüber 31,6 % im Jahr 2006. 

3. Ausländische Anwälte

Von der Zahl her spielen die ausländischen Kolle-
ginnen und Kollegen nach wie vor eine untergeord-
nete Rolle. Das Gesetz über die Tätigkeit europäi-
scher Rechtsanwälte in Deutschland (EuRAG), das
seit nunmehr genau sechs Jahren in Kraft ist, hat
bislang zu keiner nachhaltigen Änderung geführt.

Bei 17.366 Kammermitgliedern gibt es nur 78 Kol-
leginnen und Kollegen, die sich als ausländische
Anwälte aufgrund des europäischen Rechts
(EuRAG) oder des GATT/GATS-Abkommens (sie-
he § 206 BRAO) im Bezirk der Rechtsanwaltskam-
mer München niedergelassen haben (gegenüber
72 im Jahr 2005).

Entsprechendes gilt für diejenigen Kolleginnen und
Kollegen, die nach dem Gesetz über die Eignungs-
prüfung den Status eines deutschen Rechtsanwalts
erlangt haben. Deren Zahl ist fast unverändert und
beträgt jetzt 44.

4. Anwaltsgesellschaften

Die Zahl der Rechtsanwaltsgesellschaften (§§ 59 c
ff. BRAO) ist nach wie vor gering und nimmt nur
allmählich zu. Derzeit sind 50 Anwalts-GmbHs ein-
getragen.

Demgegenüber erfreuen sich die Partnerschafts-
gesellschaften nach wie vor großer Beliebtheit. Die
Zahl der Partnerschaftsgesellschaften, an denen
Rechtsanwälte entweder allein oder zusammen mit
Angehörigen anderer freier Berufe beteiligt sind,
erreichte per 1. Januar 2007 einen Wert von 214.
In dieser Zahl nicht enthalten sind bloße Zweigstel-
len von Partnerschaftsgesellschaften, die ihren
Hauptsitz außerhalb des Kammerbezirks haben.

5. Tätigkeit des Vorstands und seiner
Abteilungen

Der Vorstand und seine Abteilungen haben im Jahr
2006 insgesamt 112 Sitzungen abgehalten. Der
Vorstand hat elfmal getagt, das Präsidium zweiund-
zwanzigmal; die Abteilungen kamen zusammenge-
rechnet auf 79 Sitzungen. 

Aus der Arbeit der Abteilungen sind die Neuzulas-
sungen im Bereich der Fachanwaltschaften hervor-
zuheben. Per 1.1.2007 hatte die Kammer insge-
samt 2.740 Fachanwälte, davon 763 weibliche (das
sind ca. 28 % aller Fachanwälte). Im Einzelnen ver-
teilen sich die Fachanwälte auf die derzeit 18 Fach-
anwaltschaften wie folgt:

678 Fachanwälte für Familienrecht
626 Fachanwälte für Arbeitsrecht
516 Fachanwälte für Steuerrecht
186 Fachanwälte für Strafrecht
136 Fachanwälte für Bau- und Architektenrecht
110 Fachanwälte für Verwaltungsrecht
107 Fachanwälte für Verkehrsrecht

91 Fachanwälte für Miet- und Wohnungseigen-
tumsrecht

70 Fachanwälte für Insolvenzrecht
60 Fachanwälte für Erbrecht
56 Fachanwälte für Medizinrecht
46 Fachanwälte für Sozialrecht
29 Fachanwälte für Versicherungsrecht

8 Fachanwälte für Transport- und Speditions-
recht

Neue Fachanwälte seit 2006:

11 Fachanwälte für Handels- und Gesellschafts-
recht

7 Fachanwälte für gewerblichen Rechtsschutz
2 Fachanwälte für Urheber- und Medienrecht
1 Fachanwalt für Informationstechnologierecht

A K T U E L L E S
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Der Prozentsatz an Fachanwälten im Kammerbe-
zirk beträgt 14 %. 237 Anwälte im Kammerbezirk
führen zwei Fachanwaltstitel.

Im Jahr 2006 betrug die Zahl der von den Abteilun-
gen für Berufsrecht insgesamt erledigten
Beschwerden 177 gegenüber 382 im Jahr zuvor.
Die Zahl der Rügen erreichte einen Wert von 31
gegenüber 32 im Jahr 2005. 40 Angelegenheiten
wurden an die Staatsanwaltschaft zur Einleitung
eines anwaltsgerichtlichen Ermittlungsverfahrens
abgegeben (gegenüber 37 im Jahr zuvor). 116
Beschwerdeverfahren wurden eingestellt (Ver-
gleichszahl für 2005: 117).

6. Anwaltsgerichtsbarkeit

Im Jahr 2006 hatte das Anwaltsgericht für den
Bezirk der Rechtsanwaltskammer München 44
Neuzugänge zu verzeichnen (76 im Jahr 2005).
Durch Urteile wurden 32 Verfahren erledigt (34 im
Vorjahr).

Der Bayerische Anwaltsgerichtshof ist bekanntlich
nicht nur Berufungsinstanz in Disziplinarsachen,
sondern zugleich eine Art besonderes Verwaltungs-
gericht, vornehmlich für Rechtsmittel gegen Ent-
scheidungen der Kammer zur Zulassung und zum
Widerruf. Zweite Instanz in diesem Bereich ist der
Anwaltssenat des Bundesgerichtshofes.

Im Jahr 2006 musste sich die Kammer insgesamt
23 verwaltungsrechtlichen Verfahren vor dem Bay-
erischen Anwaltsgerichtshof stellen. In zwei Fällen
kam es zu Verhandlungen vor dem Anwaltssenat
des Bundesgerichtshofes.

7. Rechtsanwaltsfachangestellte

Im Jahr 2006 wurden 551 Ausbildungsverhältnisse
neu eingetragen gegenüber 557 Ausbildungsver-
hältnissen im Jahr 2005. Der Bestand an Ausbil-

dungsverhältnissen hat mit insgesamt 1.557 ge-
genüber 1.641 im Jahr 2005 um 84 abgenommen. 

Insgesamt 659 Auszubildende haben an den
Abschlussprüfungen teilgenommen (ebenso im
Jahr 2005), davon 583 mit Erfolg (im Jahr 2004:
571). Damit ist die Erfolgsquote gegenüber dem
Jahr 2005 (86,65 %) leicht angestiegen und er-
reichte dieses Mal einen Wert von 88,47 %.

Die Fortbildungsprüfung zur Geprüften Rechtsfach-
wirtin/zum Geprüften Rechtsfachwirt haben im Jahr
2006 insgesamt 20 Teilnehmerinnen/Teilnehmer
bestanden.

Engagierte Rechtsanwaltsfachangestellte haben
auf diese Weise die Möglichkeit, sich weiter zu qua-
lifizieren und im Beruf voranzukommen. Die Kam-
mer unterstützt diese Art der Weiterbildung nach-
haltig.

8. Fortbildungsprogramm

Besonders rege war wieder die Teilnahme an den
Fortbildungsveranstaltungen der Kammer. Insge-
samt fanden im Jahr 2006 genau 163 Abendveran-
staltungen für die Anwälte der Kammer statt mit
6.767 Teilnehmern.

Wert hat die Kammer wieder darauf gelegt, den
Fachanwälten die preisgünstige Fortbildung im
Umfang von jährlich zehn Stunden (§ 15 FAO) zu
ermöglichen.

Statistisch gesehen haben 39 % der Kammermit-
glieder an einer Fortbildungsveranstaltung der
Kammer teilgenommen.

Für die Mitarbeiter der Kanzleien wurden zusätz-
lich 43 Veranstaltungsabende ausgerichtet, zu
denen sich 1.811 Teilnehmer einfanden.

A K T U E L L E SA KT U E L L E S

� Neujahrsempfang 2007

Die Rechtsanwaltskammer München hat alle im vergangenen Jahr neu zugelas-
senen Kolleginnen und Kollegen zu einem Neujahrsempfang eingeladen. Die Ver-
anstaltung am 26. Januar 2007 wurde von rund 150 jungen Anwältinnen und Anwäl-
ten genutzt, um sich über Fragen rund um die Anwaltszulassung zu informieren.
Der Kammervorstand und die Geschäftsführung erteilten Auskünfte zum Berufs-
und Gebührenrecht, zu den Fachanwaltschaften, zu Fortbildungen, zur Nebentä-
tigkeit, ferner zum Thema internationale Beziehungen und zur Öffentlichkeitsarbeit
der Kammer.

Außerdem standen sowohl die Bayerische Rechtsanwalts- und Steuerberaterver-
sorgung als auch der Münchener Anwaltverein (MAV) sowie das Forum Junge
Anwaltschaft für Fragen zur Verfügung.Präsident Hansjörg Staehle 

bei der Begrüßung
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� Jour fixe mit der ordentlichen
Gerichtsbarkeit

Vertreter der Rechtsanwaltskammer München
haben sich mit Vertretern der Münchener Justiz zu
dem regelmäßig stattfindenden Jour fixe getroffen.
Bei der Besprechung am 16. Januar 2007 wurden
Lösungen zu Problemen erarbeitet, die sich in der
Zusammenarbeit von Justiz und Anwaltschaft erge-
ben haben.

Themen waren unter anderem die Berücksichti-
gung von veränderten Vermögensverhältnissen
und die Beschleunigung der Kostenfestsetzung im
PKH-Verfahren, Verzögerungen bei der Termins-
anberaumung, Arbeitsüberlastung der Service-
Center in verkehrsrechtlichen Angelegenheiten
sowie die Optimierung von Abläufen im Bereich der
Strafjustiz.

Ein immer wiederkehrendes Thema ist die Erreich-
barkeit der Gerichte per Telefax. Die Erreichbarkeit
per Fax ist grundsätzlich sehr gut. Eine Überlastung

der Faxgeräte ergibt sich jedoch daraus, dass 70%
des Schriftgutes sowohl per Fax als auch per Post
bei den Gerichten eingehen. Die Anwaltschaft
wird daher dringend gebeten, von solchen dop-
pelten Einreichungen abzusehen und von der
Einreichung per Fax zurückhaltend Gebrauch
zu machen.

Der nächste Jour fixe findet am 12. Juni 2007 statt.
Kolleginnen und Kollegen, die hierfür Themen und
Probleme mitteilen wollen, werden um möglichst
konkrete Angaben (Namen, Daten, Aktenzeichen)
gebeten.

� Einladung zum 2. Mediationstag 

Nach dem erfolgreich verlaufenen 1. Mediations-
tag der RAK am 6. Mai 2006, über den in der NJW
Heft 29/2006, Seite XVIII berichtet wurde, veran-
staltet der Arbeitskreis Außergerichtliche Konflikt-
lösungen am 5. Mai 2007 den 2. Mediationstag in
der Zeit von 9.30 Uhr bis 16.30 Uhr.

A K T U E L L E S

Bei einer Tombola konnten die Kolleginnen und Kollegen neben Buchpreisen und der kostenlosen Teilnah-
me an Fortbildungsveranstaltungen auch ein Wochenende im Seehaus der Kammer gewinnen. Die Preise
wurden vom MAV, Forum Junge Anwaltschaft, Versorgungswerk und der Rechtsanwaltskammer gespendet.

Auf Grund der positiven Resonanz wird die Kammer auch im nächsten Jahr einen Neujahrsempfang aus-
richten.

Stehempfang in den Seminarräumen der Kammer

Vizepräsident Dr. Fritz-Eckehard Kempter
und Azubi Julia Biemer bei der Tombola

Vizepräsident Dr. Kempter überreichte die Gewinne Ein weiterer Tombolagewinner

Positive Resonanz bei den jungen Kollegen Aufmerksame Zuhörer
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Thema des 2. Mediationstages ist: „Der Anwalt als
Konfliktmanager“. Es werden Vorträge und Präsen-
tationen u.a. zu den Themen Umgang mit Konflik-
ten, Erkenntnisse aus den Pilotprojekten bei baye-
rischen Gerichten, Anforderungen des Marktes an
den Anwalt bei Umgang mit Konflikten und zu neu-
en Konfliktlösungsinstrumenten geboten.

Vortragen werden auch diesmal namhafte Referen-
ten. Diese Tagung soll zur Erweiterung der Bera-
tungskompetenz des Anwaltes beitragen und vor
allem die Wettbewerbsfähigkeit des Anwaltes ge-
genüber anderen, sich mit Konfliktlösungen be-
schäftigenden Disziplinen stärken. 

Nähere Einzelheiten entnehmen Sie bitte der
Homepage der Rechtsanwaltskammer München,
www.rak-muenchen.de.

� Infoveranstaltung „Güterichter“
in Augsburg

Die erste Testphase des Modellversuchs „Güterich-
ter“ lief am 31.12.2006 ab. Das Justizministerium
hat das Landgericht Augsburg für zwei weitere Jah-
re als eines von mehreren Landgerichten bestimmt,
in dem weitere Erfahrungen zur gerichtsinternen
Mediation gesammelt werden sollen.

Um die Richter und die Kollegen über die bisheri-
gen Erfahrungen zu informieren, veranstaltet der
Präsident des Landgerichts Augsburg, Prof. Dr.
Frank Arloth, gemeinsam mit der Rechtsanwalts-
kammer München eine Informationsveranstaltung 

am Montag, den 23.4.2007 um 17.30 Uhr 
im Gerichtsgebäude Am Alten Einlaß 1, Zi. 202. 

VRiLG Haeusler, der während der ersten Testpha-
se zahlreiche Mediationsverhandlungen führte, wird
aus seiner Erfahrung mit der gerichtsinternen Medi-
ation berichten. Weiter ist geplant, dass ein Spruch-
richter darlegt, bei welcher Art von anhängigen Ver-
fahren er den Versuch der gerichtsinternen Media-
tion vorschlägt. Schließlich soll ein Anwaltskollege
über seine Erfahrungen mit der gerichtsinternen
Mediation berichten. 

Zu dieser Veranstaltung ergeht herzliche Einla-
dung.

VP RA Dr. Thomas Weckbach, Augsburg 

� Staatliche Zuschüsse für
Existenzgründer

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Techno-
logie fördert auch im Jahr 2007 Beratungen für
Existenzgründer zu Fragen der Unternehmensfüh-
rung und zum Unternehmensstart.

Bewilligungsbehörde ist das Bundesamt für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) in Eschborn.

Das BAFA gewährt Zuschüsse für die Inanspruch-
nahme von Beratungen zur Existenzgründung. Da-
rüber hinaus gibt es Zuschüsse für Seminare, die
Existenzgründern Informationen zur Gründung bzw.
zur Leistungssteigerung zur Verfügung stellen.

Der Zuschuss zu den Kosten einer Beratung
beträgt maximal 1.500,– EUR. Einen Antrag für die-
sen Zuschuss kann der Beratene innerhalb von drei
Monaten nach Abschluss der Beratung stellen.

Die Fördervoraussetzungen dieser Programme
sind im Einzelnen in den Richtlinien zur Förderung
von Unternehmensberatungen und zur Förderung
von Informations- und Schulungsveranstaltungen
geregelt, die nunmehr bis zum 30.6.2008 verlän-
gert wurden.

Antragsvordrucke können Beratene auf der Home-
page des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhr-
kontrolle (www.bafa.de) abrufen.

� Handy, Anstand und
Verschwiegenheit

Wer sich heute, wie man so sagt, im öffentlichen
Raum bewegt, die Straßenbahn benutzt oder die
Pünktlichkeit der Bundesbahn erfährt, der wird –
dem Handy sei Dank – Zeuge des Lebens in sei-
ner ganzen Breite. Das reicht von Banalitäten („Hal-
lo Schatzi, ich bin jetzt in der S-Bahn und gleich
zuhause“) über höchst Privates („Stell dir vor, der
Peter betrügt die Babsi; ich bin mega geschockt“)
bis hin zu Nachrichten aus der Geschäftswelt („Ich
sag’s dir, der Meyer ist pleite“).

Es ist eine Binsenweisheit: Technische Neuerun-
gen verändern die Gewohnheiten und das soziale
Gefüge. Das Handy hat uns den verbalen Exhibi-
tionismus gebracht. Vorbei die Zeiten, da ein Tele-
fonat eher privaten Charakter hatte.

Die Entwicklung hat auch die Anwaltschaft nicht
unberührt gelassen. Es ist erstaunlich, was man
beim unfreiwilligen Mithören über Mandanten, den
Gegner und die aktuelle Rechtslage erfährt. Immer-
hin geschieht das in der Regel ohne Namensnen-
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nung oder nur mit Personenbezeichnungen wie 
X und Y; aber Ausnahmen bestätigen die Regel.

Der Kammer ist jüngst eine Beschwerde zugegan-
gen, nach der Mitreisende Zeugen wurden, wie sich
ein Anwalt lautstark mit seinem Mandanten über
die Möglichkeiten unterhielt, gegen die Kündigung
durch einen in München nicht unbekannten Groß-
konzern vorzugehen; dies offenbar mit allen Details
und unter Namensnennung.

Das macht nicht nur einen schlechten Eindruck,
hier ist massiv die Verschwiegenheitspflicht ver-
letzt. Leider war der betreffende Kollege nicht mehr
zu ermitteln und ist so dem disziplinarrechtlichen
Donnerwetter, das hier angezeigt wäre, entgangen.

Ein Anwalt muss über die Kraft des Wortes verfü-
gen und frei reden können; er muss gleicherma-
ßen die Selbstbeherrschung besitzen, wenn not-
wendig, zu schweigen. Vor allem aber muss er die
Fähigkeit und das Gespür haben zu erkennen,
wann das eine geboten ist und wann das andere.

Rechtsanwalt Dr. Wieland Horn, München

� Fortbildung, die man sieht – 
Das Fortbildungszertifikat der
Bundesrechtsanwaltskammer
Von Rechtsanwalt Christian Dahns, Berlin

Die Notwendigkeit einer regelmäßigen Fortbildung
ist durch die immer komplexer werdenden Rechts-
materien und Lebenssachverhalte sowie einen
unermüdlichen Tatendrang des deutschen Gesetz-
gebers bedingt. Der Rechtsanwalt muss sich pau-
senlos durch das Studium von Fachlektüre oder
den Besuch von Seminaren und Kursen über neue
Gerichtsentscheidungen, wichtige Entwicklungen
in der Rechtsprechung und Literatur sowie Geset-
zesänderungen auf dem Laufenden halten. Für den
einzelnen Rechtsanwalt wird es zunehmend
schwieriger, seinen durch zwei anspruchsvolle
Staatsexamina mühsam erlangten Ausbildungs-
stand zu bewahren und auszubauen. Daher ist es
nur verständlich, dass die Bundesrechtsanwalts-
ordnung die Fortbildungspflicht gemäß § 43 a 
Abs. 6 als eine wesentliche statusbildende Grund-
pflicht des Berufsstandes ansieht. Aber auch die
sich stetig verändernden Wettbewerbsbedingun-
gen für den Rechtsanwalt – insbesondere das 
in Kürze zu erwartende Rechtsdienstleistungsge-
setz – führen neben den steigenden Erwartungen
der Mandanten dazu, dass der Rechtsanwalt seine
besondere Beratungskompetenz noch stärker nach

außen darstellen muss. Auch wenn der Rechtsan-
walt zum Schutz und Wohl des Mandanten beson-
dere Rechte und Privilegien inne hat, ist es primär
die Qualität der Rechtsberatung, die vom Verbrau-
cher am deutlichsten wahrgenommen wird. Die
hohe fachliche Kompetenz und die Fortbildungs-
bemühungen nach außen in angemessener Weise
sichtbar zu machen, ist für den Rechtsanwalt aber
nicht gerade einfach. 

Da es Aufgabe der Bundesrechtsanwaltskammer
ist, die Fortbildung der Anwaltschaft zu fördern,
wurde die Idee des – bei den Ärzten inzwischen
erfolgreich eingeführten – Fortbildungszertifikats
geboren. Die Bundesrechtsanwaltskammer möch-
te den Rechtsanwälten die freiwillige Möglichkeit
einräumen, sich ihre regelmäßige Fortbildung
bestätigen zu lassen, um mit diesem Werbemittel
auf sich aufmerksam machen zu können. Das
bundeseinheitliche Fortbildungszertifikat besteht
aus einer Urkunde, mit der der Rechtsanwalt in sei-
ner Kanzlei für seinen Mandanten sichtbar seine
Fortbildung nachweisen kann. Um auch außerhalb
seiner Kanzleiräume die Qualität seiner Beratung
zu unterstreichen, kann der Rechtsanwalt das ei-
genständige Logo des Zertifikats – eine eingetra-
gene Bildmarke bzw. Bild-/Wortmarke – beispiels-
weise auf seinem Briefbogen, auf seinem Kanzlei-
schild oder in Werbeanzeigen nutzen. Einzig muss
dabei stets der Personenbezug gewahrt sein. Es
muss mithin ersichtlich sein, welcher Berufsträger
in einer Sozietät konkret berechtigt ist, das Logo
zu führen. Auf diese Weise soll das Logo zu einem
Markenzeichen für gleichbleibend hohe Qualität
anwaltlicher Beratung werden, bei dem der (poten-
tielle) Mandant erkennen kann, dass der betreffen-
de Rechtsanwalt seine Fortbildungspflicht ernst
nimmt. 

Um das Zertifikat von der Bundesrechtsanwalts-
kammer zu erhalten, muss der Rechtsanwalt über
die vergangenen drei Jahre geeignete Fortbil-
dungsmaßnahmen nachweisen. Für unterschiedli-
che Bereiche (Module) werden nach einem einheit-
lichen Schema Punkte vergeben. Insgesamt muss
der Rechtsanwalt eine Mindestpunktzahl von 360
Punkten erreichen. Pflichtmodule des Zertifikats
sind das Materielle Recht (Modul I) sowie Berufs-
recht, einschließlich Berufshaftpflicht und Kosten-
recht (Modul II). Darüber hinaus hat der Antragstel-
ler die Wahl, Nachweise entweder im Prozess- oder
Verfahrensrecht (Modul III) oder für den Bereich
Betriebs-, Personal- oder Verhandlungsführung
(Modul IV) zu erbringen. Innerhalb der Module III
und IV kann mithin wiederum unter den dort
genannten Alternativen frei gewählt werden. Für
den Zeitraum von drei Jahren sind im Modul I ins-
gesamt 240 Punkte zu erreichen, für Modul II und
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einen der Wahlmodule III oder IV müssen jeweils
60 Punkte gesammelt werden. Von den insgesamt
nachzuweisenden 360 Punkten müssen mindes-
tens 180 Punkte mit Seminaren oder Fachveran-
staltungen nachgewiesen werden. Für Seminare
werden 10 Punkte pro Stunde berechnet, ebenso
für Fachveranstaltungen und so genannte Inhouse-
Seminare. Das Eigenstudium des Rechtsanwalts
wird mit 10 Punkten pro Jahr in einem Modul sei-
ner Wahl berücksichtigt. Eine Prüfertätigkeit mit
juristischem Inhalt kann mit 30 Punkten pro Prü-
fung (maximal mit 60 Punkten pro Jahr) angerech-
net werden. Ebenfalls 10 Punkte pro Jahr bringt die
Teilnahme an so genannten Qualitätszirkeln. Dar-
unter ist eine auf gewisse Dauer angelegte Arbeits-
gruppe zu verstehen, die sich in regelmäßigen
Abständen trifft und sich mit Problemstellungen aus
dem eigenen Arbeitsbereich beschäftigt. Schließ-
lich werden juristische Fachveröffentlichungen je
nach Gewichtung mit 20 bis 50 Punkten berück-
sichtigt. Die Fortbildungsmaßnahmen sind mit ent-
sprechenden Nachweisen – wie beispielsweise der
Teilnahmebestätigung des Seminaranbieters – in
einfacher Kopie nachzuweisen. Für das Eigenstu-
dium genügt die anwaltliche Versicherung.

Für das Zertifikat ist eine Aufwandsentschädigung
in Höhe von 75,– EUR zu zahlen. Sobald ein Antrag
bei der Bundesrechtsanwaltskammer eingegangen
ist, geht dem Antragsteller eine Rechnung zu. Nach
Eingang der Zahlung wird der Antrag umgehend
bearbeitet. Die Lizenz zur Nutzung des Logos gilt
für die Dauer von drei Jahren. Spätestens einen
Monat vor Ablauf der Lizenz muss der Antrag auf
Neuerteilung gestellt werden. Hinsichtlich der neu-
en Nachweise gelten dann die gleichen Antrags-
voraussetzungen. Der Lizenznehmer wird durch
eine Nachricht der Bundesrechtsanwaltskammer
rechtzeitig an den Ablauf von Lizenz und Zertifikat
erinnert. Wird ein Folgeantrag gestellt, so ist der
Lizenznehmer berechtigt, die Marke bis zur Ent-
scheidung über diesen Antrag weiter zu nutzen.
Wird kein Folgeantrag gestellt, so ist bereits mit
Ablauf der Lizenz jegliche Benutzung der Marke
einzustellen, ansonsten innerhalb eines Monats
nach Zugang der Ablehnung des Folgeantrags. Die
Anträge sind an die Bundesrechtsanwaltskammer
zu richten (eine Ausnahme gilt lediglich für Mitglie-
der der Kammerbezirke Frankfurt und Freiburg, in
denen die Anträge direkt an die regionale Kammer
zu richten sind). Wichtig: Da es durchaus vorstell-
bar ist, dass Berufshaftpflichtversicherer Rechts-
anwälten, die ein Fortbildungszertifikat führen, Prä-
mienrabatte einräumen, sollten Sie Ihren Versiche-
rer hierzu befragen.

Weitere Informationen zu den Voraussetzungen
des Fortbildungszertifikats sowie das Antragsfor-

mular finden Sie auf den Internetseiten der Bundes-
rechtsanwaltskammer zum Download bereit
(www.brak.de). Ihre Fragen können Sie gerne per
E-Mail (zertifikat@brak.de) direkt an die Bundes-
rechtsanwaltskammer richten.

� Fortbildungszertifikat kann zur
Prämiensenkung für BHV führen

Die Versicherungen gewähren unter Umständen
für die Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung
der Rechtsanwälte im Einzelfall und nach indivi-
dueller Prüfung des Versicherungsvertrages einen
Rabatt auf die Versicherungsprämie, wenn das
Fortbildungszertifikat der Bundesrechtsanwalts-
kammer (BRAK) vorgelegt wird.

Es empfiehlt sich daher, bei Erwerb des Fortbil-
dungszertifikates Kontakt mit der Berufshaftpflicht-
versicherung aufzunehmen.

Detaillierte Informationen zum Erwerb des Fortbil-
dungszertifikates können Sie auf der Homepage
der BRAK (www.brak.de) nachlesen.

� Gesetz zur Stärkung 
der Selbstverwaltung 
der Rechtsanwaltschaft

Der Bundesrat hat am 16. Februar 2007 das
Gesetz zur Stärkung der Selbstverwaltung der
Rechtsanwaltschaft gebilligt.

Das Gesetz geht auf eine Initiative des Bundesra-
tes zurück, die dieser im Jahr 2005 beim Deutschen
Bundestag eingebracht hatte. Auf Anregung aus
den Ländern sind künftig die Rechtsanwaltskam-
mern originär für alle im Zusammenhang mit der
Zulassung zur Rechtsanwaltschaft, ihrer Rücknah-
me und ihrem Widerruf stehenden Aufgaben und
Befugnisse einschließlich der Vereidigung neuer
Anwälte zuständig. Ein öffentlich zugängliches
elektronisches Register bei den jeweiligen Rechts-
anwaltskammern ersetzt die bisher bei den Gerich-
ten geführten Anwaltslisten. Die Bundesrechtsan-
waltskammer führt ein Gesamtverzeichnis sämt-
licher in Deutschland zugelassener Anwälte. Die
Lokalisation der Anwälte bei einem bestimmten
Gericht der ordentlichen Gerichtsbarkeit wird eben-
so aufgegeben wie das Zweigstellenverbot. Auch
die bisherige fünfjährige Wartezeit zur Zulassung
beim Oberlandesgericht und die Singularzulassung
beim Bundesgerichtshof werden gestrichen. Für
die Anwaltsgerichtsbarkeit sind Vereinfachungen
vorgesehen.
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HARTMANN

Kostengesetze: KostG
Gerichtskostengesetz, Kostenordnung und Kosten-
vorschriften des Arbeitsgerichts-, Sozialgerichts-
und Landwirtschaftsverfahrensgesetzes, Rechts-
anwaltsvergütungsgesetz, Entschädigung der
Handelsrichter, Gerichtsvollzieherkostengesetz,
Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz,
Insolvenzrechtliche Vergütungsverordnung, Patent-
kostengesetz, Justizverwaltungskostenordnung,
Durchführungs- und Beitreibungsvorschriften sowie
Gebührentabellen 
Kurz-Kommentar
C. H. Beck. 37., völlig neu bearbeitete Auflage 2007. XXX, 
1993 Seiten. In Leinen. € 109,00

ISBN 978-3-406-55850-4

Der »Hartmann« beantwortet Ihre Fragen zum Gerichts- und An-
waltskostenrecht praxisnah und kompakt mit Stand Mitte Januar,
teilweise Anfang Februar 2007.

Die 37. Auflage berücksichtigt die jüngsten Neuregelungen: 

� 2. Justizmodernisierungsgesetz (2. JuMoG) vom 22.12.2006 mit 
dem Gesetz über den unbaren Zahlungsverkehr 

� EG-Verbraucherschutzdurchsetzungsgesetz vom 21.12.2006 

� Gesetz zur Errichtung des Bundesamts für Justiz vom 17.12.2006 

� Jahressteuergesetz 2007 vom 13.12.2006 

� Gesetz über elektronische Handelsregister und Genossenschafts-
register sowie das Unternehmensregister (EHUG) vom 10.11.2006 

� Gesetz zur Einführung der Europäischen Genossenschaft vom 
14.8.2006 

� Ländervereinbarung über die Gewährung von Reiseentschädi-
gungen und Vorschusszahlungen vom 29.6.2006 

� Gesetz zur Änderung des patentrechtlichen Einspruchsverfah-
rens und des Patentkostengesetzes vom 21.6.2006 

und weitere sechs Gesetze

AKTUELLE NEUERSCHEINUNG 2007.

Bestellen Sie bei Ihrer Versandbuchhandlung:

im RICHARD BOORBERG VERLAG GmbH & Co KG 
Levelingstr. 6a, 81673 München
Tel. 089/436000-40 · Fax 089/436000-85
E-Mail: buchservice@boorberg.de
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� Kostenlose Kataloge zu Neuerscheinungen
� Jedes lieferbare Verlagsprodukt kommt zu Ihnen ins Haus
� Alle Medien aus einer Hand: Ein Auftrag – ein Lieferant – eine Rechnung
� Sonderservice für Stammkunden

Ihr zuverlässiger Partner für Literatur und neue Medien

www.datev.de/anwalt, Telefon 0800 3283872

Liebe Rechtsanwälte,
die entscheidenden Prozesse gewinnen Sie in Ihrer Kanzlei.
Wir haben uns Gedanken gemacht und analysiert, wie Sie für Ihre Kanzlei einen deutlichen Wettbewerbs-

vorsprung sichern können. Das Ergebnis heißt DATEV-ProCheck comfort und ist eine ganz besondere Qualitäts- 

und Wissensmanagement-Software. Mit ihr lassen sich Arbeitsabläufe und -prozesse in der Kanzlei standar-

disieren und besser strukturieren. Außerdem können mandantenspezifische Informationen bis ins Detail 

dokumentiert werden. In Kombination mit DATEV-Phantasy haben Sie so jederzeit bei jeder Akte alle 

Kenntnisse über den Bearbeitungsstand. Die Folgen: höhere Ablaufsicherheit, vermindertes Haftungsrisiko 

und wirkungsvolles Qualitätsmanagement. Wenn das kein überzeugendes Plädoyer für DATEV-ProCheck ist.

Wir denken schon mal vor.
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� Ordnungsgemäße Durchführung
eines Pflichtverteidigungs-
mandats

BRAO §§ 49, 43

Der Pflichtverteidiger, der den Abbruch einer Haupt-
verhandlung dadurch erzwingt, dass er diese ver-
lässt, begeht einen berufsrechtlichen Verstoß nach
§§ 49, 43 BRAO.

AnwGH Nordrhein-Westfalen, Urteil vom
1.7.2005 – (2) 6 EVY 7/04, NJW-RR 2006,1491

� Unklarer Auftrag an
Prozessanwalt

BGB § 675

Bei Unklarheiten des ihm erteilten Auftrags hat der
Prozessanwalt den Verkehrsanwalt um Klarstellung
zu ersuchen; dagegen ist er grundsätzlich nicht ver-
pflichtet, unter Umgehung des Verkehrsanwaltes
den Mandaten selbst um Auskunft zu bitten.

BGH, Urteil vom 20.7.2006 – IX ZR 47/04, NJW
2006, 3496 ff.

� Entstehung der Einigungsgebühr

RVG VV Nr. 1000

Die Einigungsgebühr gelangt nur dann nicht zur Ent-
stehung, wenn der von den Beteiligten geschlosse-
ne Vertrag das Anerkenntnis der gesamten For-
derung durch den Schuldner oder den Verzicht des
Gläubigers auf den gesamten Anspruch ausschließ-
lich zum Inhalt hat.

Ein Angebot auf eine gütliche Einigung und damit
eine Einigungsgebühr ergibt sich jedoch nicht aus
einem Abrechnungsschreiben, in welchem eine Kür-
zung gegenüber der vom Gläubiger geforderten
Schadenssumme vorgenommen wird.

(Leitsatz der Redaktion)

BGH, Urteil vom 10.10.2006 – VI ZR 280/05,
www.bundesgerichtshof.de

� Kündigungsregelung im
Sozietätsvertrag
GG Art. 12 Abs. 1; BGB §§ 723
Abs. 3, 724

In einem Rechtsanwalts-Sozietätsvertrag stellt der
Ausschluss des Rechts zur ordentlichen Kündigung
für einen Zeitraum von 30 Jahren auch dann eine
unzulässige Kündigungsbeschränkung i. S. des 
§ 723 Abs. 3 BGB dar, wenn sie Teil der Alters-
sicherung der Seniorpartner ist.

BGH, Urteil vom 18.9.2006 – II ZR 137/04,
www.bundesgerichtshof.de

� Haftung des Mitglieds 
einer Scheinsozietät 
von Rechtsanwälten
BGB §§ 31, 675; HGB § 128

Das Mitglied einer Scheinsozietät haftet nicht für
Vertragsverletzungen aus einem Treuhandvertrag,
wenn der vom sachbearbeitenden Rechtsanwalt
übernommene Treuhandauftrag keine anwaltstypi-
sche Tätigkeit darstellt.
Eine anwaltstypische Tätigkeit liegt dann nicht vor,
wenn es dem Mandanten bei Abschluss des Treu-
handvertrages ersichtlich nur auf die reine Vermö-
gensbetreuung ankam und mit dem Treuhandver-
trag keine rechtsberatenden Tätigkeiten verbunden
sind bzw. diese derartig in den Hintergrund treten,
dass ihnen keine eigenständige Bedeutung zu-
kommt.

OLG Celle, Urteil vom 5.7.2006 – 3 U 57/06, MDR
2007, 60

� Wahl der Rechtsanwälte beim BGH
BRAO § 223, §§ 164 bis 170

a) Ein Bewerber, den der Wahlausschuss für
Rechtsanwälte bei dem Bundesgerichtshof dem
Bundesministerium der Justiz nicht benannt hat,
kann die Wahl anfechten (Bestätigung von
Senatsbeschl. vom 14. Mai 1975, AnwZ 7/75, u.
vom 10. Mai 1978, AnwZ 11/78, beide unveröff.).

b) Das Verfahren der Wahl der Rechtsanwälte beim
Bundesgerichtshof ist verfassungsgemäß (Bestä-
tigung von BGHZ 162, 199).

c) Der Wahlausschuss hat bei der Festlegung der
Einzelheiten der Wahl nach § 168 Abs. 1 BRAO
sowie bei der Bestimmung des Bedarfs und der
Auswahl der Bewerber nach § 168 Abs. 2 BRAO
einen Beurteilungsspielraum (Bestätigung von
Senatsbeschl. vom 14. Mai 1975, AnwZ 7/75, und
vom 10. Mai 1978, AnwZ 11/78, beide unveröff.).

BGH, Beschluss vom 5.12.2006, AnwZ 2/06,
www.bundesgerichtshof.de
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� Praxis des Gebührenrechts

Mit dem Kostenrechtsänderungsgesetz des Jahres
2004 wollte der Gesetzgeber das Kostenrecht
„transparenter und einfacher“ gestalten; für den
Bereich der Rechtsanwaltsvergütung war eine
„Qualitätsverbesserung“ beabsichtigt. Schon da-
mals wurden Zweifel laut, ob das Vorhaben gelun-
gen ist. Allein das RVG ist mit dem neu geschaffe-
nen Vergütungsverzeichnis sowie den in Bezug
genommenen Regelungen aus der Steuerberater-
vergütungsverordnung genau doppelt so umfang-
reich wie die BRAGO.

Hinzu kommt: Das Vergütungsverzeichnis ist alles
andere als ein einfacher Tarif. Die zahlreichen Vor-
bemerkungen und Anmerkungen mit teilweise noch-
mals untergliederten Absätzen und Ziffern machen
die Arbeit mit dem Vergütungsverzeichnis nicht
gerade leicht. Es hat sich, so scheint es, wieder ein-
mal die Erkenntnis bewahrheitet, dass Neuregelun-
gen vielleicht alte Probleme lösen, dafür aber neue
schaffen und dies um so mehr, je ausführlicher und
detailreicher die Neuregelungen sind. 

Der Gesetzgeber war mehrfach genötigt, Korrektu-
ren und Klarstellungen vorzunehmen. Insgesamt
haben bereits fünfzehn Gesetze das RVG geän-
dert oder ergänzt. Bedenkt man, dass das RVG am
1. Januar 2007 dreißig Monate in Kraft war, dann
bedeutet dies im Durchschnitt eine Änderung alle
zwei Monate. Das dürfte Rekord sein.

Für jeden Anwalt, jede Anwältin heißt es, am Ball
zu bleiben, will man richtig abrechnen und weder
Gebühren verschenken noch sich des Vorwurfs der
Gebührenüberhebung aussetzen. Die Arbeit am
Fall, an der einzelnen Gebührenrechnung ist wich-
tiger denn je. In der Literatur boomt deshalb eine
Gattung, die es früher eher als Lernhilfen gab: Fall-
sammlungen und fallorientierte Darstellungen. Ein
Renner war schon der Band von Norbert Schnei-
der mit 1.000 Fällen und Lösungen zum Gebühren-
recht (Deutscher Anwaltverlag; 2. Auflage bereits
angekündigt). Hier gilt es die Neuauflage von

Sabine Jungbauer, 
Rechtsanwaltsvergütung, Tipps und Taktik
C. F. Müller Verlag Heidelberg, 4. Auflage 2007,
564 Seiten, 49,– EUR

anzuzeigen. Das Buch zeichnet sich aus durch eine
überaus geschickte Verbindung von praxisgerech-
ter Darstellung der Materie mit einer Vielzahl von
Tipps, Formulierungsvorschlägen, Mustern, Check-
listen, Tabellen und Beispielsfällen. Nichts bleibt

Theorie; im Fokus steht immer die Frage: Wie ist
richtig abzurechnen? Das ist genau das, was Prak-
tiker wie auch die Fachangestellten brauchen.

Das Werk befindet sich auf dem neuesten Stand
und berücksichtigt sowohl den Wegfall der Bera-
tungsgebühren zum 1. Juli 2006 als auch die Ände-
rungen im 2. Justizmodernisierungsgesetz. Die
aktuelle Rechtsprechung ist eingearbeitet. Stan-
dardfragen der täglichen Praxis wie die Abrechnung
in Unfallsachen, in Ehe- und Familiensachen oder
die Ermittlung des Gegenstandswertes und dessen
Abgrenzung zum Streitwert des Verfahrens sind
ausführlich und praxisgerecht behandelt, ebenso
die Themen Geschäftsgebühr und Anrechnung,
Terminsgebühr und Einigungsgebühr, Form und
Inhalt der Vergütungsvereinbarung. 

Die telefonische Beratung der Kammer in Gebüh-
rensachen wäre erheblich einfacher, wenn jede
Kanzlei das Buch von Jungbauer zur Vergütung
hätte und erst einmal dort Rat suchen würde. Es
sei nachdrücklich zur Anschaffung empfohlen.

RA Dr. Wieland Horn, München
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� Rechtsschutz

Buschbell/Hering,
Handbuch Rechtsschutzversicherung
Deutscher Anwaltverlag, Bonn 2007, 3. Auflage,
827 Seiten, gebunden, 76,– EUR.

Das neu aufgelegte „Handbuch Rechtsschutzversi-
cherung“ von Buschbell/Hering ist für die prakti-
sche, mandatsbezogene Fallbearbeitung konzipiert
und stellt – im Gegensatz zu einer klassischen
Kommentierung der einzelnen Paragraphen der All-
gemeinen Bedingungen für die Rechtsschutzversi-
cherung (ARB) – das Thema Rechtsschutz the-
menbezogen dar. Im Vordergrund stehen somit
umfassende Ausführungen zum versicherten Risi-
ko, zu den Risikoausschlüssen sowie zur Kosten-
übernahme.

Die vollständig überarbeitete Neuauflage beinhal-
tet darüber hinaus weitere aktuelle Themen. Dazu
zählt das Kapitel „Der Auskunfts-, Rechnungsle-
gungs- sowie Erstattungsanspruch der Rechts-
schutzversicherung“. Neu hinzugekommen ist auch
ein Abschnitt zum „Verfahren bei Meinungsver-
schiedenheiten, Stichentscheid und Schiedsverfah-
ren sowie beim Ombudsmann“. Außerdem wurde
das Thema „Leistungen der Rechtsschutzversiche-
rungen außerhalb der ARB 2000“ erstmals mit auf-
genommen.

Ausführlich wurde auch die Rechtsprechung zum
Baurisiko sowie zur Rechtsschutzdeckung für die
Geltendmachung von Ansprüchen aus Gewinnzu-
sagen dargestellt. Hervorzuheben ist dabei die
Rechtsprechung des BGH zur Haftung der Rechts-
schutzversicherung bei nicht begründeter Ableh-
nung der Rechtsschutzdeckung.

Die Autoren berücksichtigen dabei die unter wirt-
schaftlicher Sicht konträren Standpunkte des
Anwalts als Interessenvertreter des Versicherungs-
nehmers sowie der Rechtsschutzversicherung als
Leistungsträger. Rechtsprechung und Literatur wur-
den bis Oktober 2006 eingearbeitet.

Das Handbuch bietet dem mit rechtsschutzversi-
cherten Mandanten befassten Anwalt zusätzlich
eine Vielzahl praktischer Arbeitshilfen. Dazu zäh-
len umfassende Checklisten für den Umgang des
Rechtsanwalts mit dem Versicherer, Muster für ver-
schiedene Standardschreiben, eine ARB-Synopse
sowie ein ausführlicher Anhang mit den Kontaktda-
ten von Rechtsschutzversicherern und Prozess-
finanzierern.

RAin Dorothee Klaiß, München
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B U C H B E S P R E C H U N G E N

Schwerpunkte des
Insolvenzverfahrens
von Dr. Eberhard Braun, Rechtsan-
walt, Wirtschaftsprüfer, Fachanwalt
für Insolvenzrecht, Dr. Rainer Riggert,
Rechtsanwalt, und Thomas Kind,
Rechtsanwalt

2006, 3. Auflage, 304 Seiten, € 38,–

ISBN 3-415-03703-7

Das Praxishandbuch vermittelt die Ma-
terie des Insolvenzrechts von Grund
auf und verhilft zu einem systemati-
schen Verständnis. So behält der Leser
auch im sich schnell wandelnden In-
solvenzrecht immer den Überblick.
Der Leitfaden eignet sich auch für die
Vorbereitung auf den Abschluss
zum Fachanwalt für Insolvenzrecht.

Auf schnelle und effiziente Weise er-
fährt der Praktiker, wie das geltende
Recht anzuwenden ist. Anschaulich
erläutern die Autoren die wirtschaft-
liche Bedeutung der insolvenzrecht-
lichen Regelungen, die Handlungs-
optionen der Beteiligten und die
Rahmenbedingungen.

Als ausgewiesene Experten auf dem
Gebiet des Insolvenzrechts bringen die
Verfasser ihre langjährigen Erfahrungen
in den Leitfaden ein.

��

Zu beziehen bei Ihrer Buchhandlung oder beim 
RICHARD BOORBERG VERLAG GmbH & Co KG
70551 Stuttgart bzw. Postfach 80 03 40, 81603 München
oder Fax an: 07 11/73 85-100 bzw. 089/43 61 564
Internet: www.boorberg.de   
E-Mail: bestellung@boorberg.de
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� Die Berufsschule für Rechts- und
Verwaltungsberufe zieht um

Nach 28 Jahren am Giesinger Bahnhof zieht die
Berufsschule für Rechts- und Verwaltungsberufe in
den Osterferien 2007 in das neue Gebäude in der
Messestadt. Erreichbar ist die Schule mit der U2
bis Endstation Messestadt Ost. Um den Unter-
richtsbeginn für die auswärtigen Schülerinnen und
Schüler zu verbessern, beginnt der Unterricht nach
den Osterferien um 7.45 Uhr bzw. 8.30 Uhr. Die
neue Adresse lautet:
Astrid-Lindgren-Straße 1
81829 München 
Telefon: (089) 23341750
Telefax: (089) 23341755
E-Mail: sekretariat@bs-recht.musin.de

� Neues Seminar zum/zur
Geprüften Rechtsfachwirt/in

Die Hans Soldan GmbH bietet in Zusammenarbeit
mit den Rechtsanwaltskammern Bamberg, Mün-
chen und Nürnberg im Herbst 2007 erneut ein
Seminar zur Erlangung der Qualifikation zum/zur
Geprüften Rechtsfachwirt/in an.

Die Fortbildung beginnt am 12.10.2007 und endet
am 7.3.2009.

Die Schulungen finden an 27 Wochenenden jeweils
freitags von 14.30 Uhr bis 20.00 Uhr und samstags
von 9.00 Uhr bis 15.00 Uhr im Hotel ORBIS 
München (Bruckmannring 32, 85764 Oberschleiß-
heim) statt. Zusätzlich werden an drei Samstagen
Übungsklausuren angeboten.

Die Seminargebühr beträgt 2.900,– EUR (umsatz-
steuerfrei). Sie enthält die Schulungsgebühr sowie
die Tagungspauschale. Zusätzlich wird durch die
Rechtsanwaltskammer eine Prüfungsgebühr von
150,– EUR erhoben. 

Die Seminarbroschüre kann direkt bei der Hans
Soldan GmbH, Frau Elke Schröter, Postfach 11 03
51, 45333 Essen oder per E-Mail schroeter@sol-
dan.de angefordert werden.

Das Seminar ist über das sog. „Meisterbafög“ oder
auch über die „Begabtenförderung Berufliche Bil-
dung“ (www.bmbf.de) förderungsfähig. Achtung:
Der jeweilige Förderantrag muss vor Buchung des
Seminars gestellt werden.

Informationen zur Fortbildungsprüfung können Sie
der Prüfungsordnung für die Durchführung der Fort-
bildungsprüfung gemäß der Verordnung über die
Prüfung zum anerkannten Abschluss „Geprüfter
Rechtsfachwirt/Geprüfte Rechtsfachwirtin“ entneh-
men, die Sie auf der Homepage der Kammer
(www.rak-muenchen.de) finden. Für weitere Fra-
gen zur Fortbildungsprüfung können Sie sich an
Frau Bunte unter Tel. (089) 532944-34 wenden. 

Die Termine für die Fortbildungsprüfung stehen der-
zeit noch nicht fest und werden rechtzeitig auf der
Homepage der Kammer und in den Mitteilungen
der Rechtsanwaltskammer München veröffentlicht. 
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A N W A L T S S T R A T E G I E N

Die neue Reihe vermittelt das Know-how für einen er-
folgreichen Start in den Anwaltsberuf. Hier findet der

Berufseinsteiger die für die Mandantenberatung not-

wendige Basis im Prozessrecht und in den wichtigen

Spezialgebieten. Darüber hinaus bieten die »Anwalts-

strategien« dem Rechtsanwalt die relevanten Details,

u.a. für ein effizientes Kanzleimanagement, für die nötige

Absicherung seiner finanziellen Basis sowie eine erfolg-

reiche Mandantenakquise.

»ANWALTSTRATEGIEN«
Das Powerpaket für erfolgreiche Anwälte!

hrsg. von RA Dr. Mario Axmann 

und RA Dr. Thomas A. Degen, beide Geschäftsführer 

der Rechtsanwaltskammer Stuttgart 

und Herausgeber des Internet-Portals 

www.anwaltsstrategien.de

VOM START WEG GUT:



Die wichtigsten Durchwahl-Nummern der Kammer
lauten: 
Zentrale (089) 532944-0
Sekretariat der 
Geschäftsführung (089) 532944-10
Erst- und Simultan-
zulassungen (089) 532944-15/17
Fachanwaltschaften (089) 532944-41
Vertreterbestellungen/
Verzichtserklärungen (089) 532944-23
Berufshaftpflichtversicherung 
als Zulassungsvoraussetzung (089) 532944-24
Beschwerdewesen (089) 532944-13
Buchhaltung (089) 532944-31/35/39
Rechtsanwaltsfachangestellte/Fort-
bildung zum Rechtsfachwirt (089) 532944-34/16
Fortbildungs-
veranstaltungen/Nothilfe (089) 532944-40
Registratur/Anwaltsausweise  (089) 532944-18
EDV/Adressverwaltung (089) 532944-26

Ansonsten gilt: 

Die Zentrale ist Montag bis Donnerstag von 9.00
Uhr bis 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
sowie freitags von 10.00 Uhr bis 12.00 Uhr besetzt.
Die Geschäftsführer stehen telefonisch Montag bis
Donnerstag von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr und frei-
tags von 10.00 Uhr bis 12.00 Uhr für Auskünfte und
kurze Beratungen zur Verfügung.

Zusätzlich bietet der Vorstand unter einer beson-
deren Nummer telefonische Beratung an. Diese
Beratungen finden jeweils am Mittwoch von 14.00
Uhr bis 16.30 Uhr statt und werden reihum von den
Mitgliedern des Vorstands abgehalten. Die zusätz-
liche Telefonnummer der Kammer für diesen Dienst
lautet: (089) 544037-84.

Darüber hinaus ist die Abfrage per Telefax möglich.
Teilen Sie Ihr Problem, Ihre Frage kurz per Telefax
mit (nicht mehr als eine Seite). Wir werden nach
Möglichkeit binnen eines Werktags antworten.

� Telefondienst / Faxservice
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01.01.2007 2,70 % 7,70 % 10,70 % 5,20 %
01.07.2006 31.12.2006 1,95 % 6,95 % 9,95 % 4,45 %
01.01.2006 30.06.2006 1,37 % 6,37 % 9,37 % 3,87 %
01.07.2005 31.12.2005 1,17 % 6,17 % 9,17 % 3,67 %
01.01.2005 30.06.2005 1,21 % 6,21 % 9,21 % 3,71 %
01.07.2004 31.12.2004 1,13 % 6,13 % 9,13 % 3,63 %
01.01.2004 30.06.2004 1,14 % 6,14 % 9,14 % 3,64 %
01.07.2003 31.12.2003 1,22 % 6,22 % 9,22 % 3,72 %
01.01.2003 30.06.2003 1,97 % 6,97 % 9,97 % 4,47 %
01.07.2002 31.12.2002 2,47 % 7,47 % 10,47 % 4,97 %
01.01.2002 30.06.2002 2,57 % 7,57 % 10,57 % 5,07 %

nach § 288 Abs. 1 BGB a. F.
01.09.2001 31.12.2001 3,62 % 8,62 %
01.09.2000 31.08.2001 4,26 % 9,26 %
01.05.2000 31.08.2000 3,42 % 8,42 %

Zeitpunkt

von

� Aktueller Zinssatz
Nach der geltenden Fassung von § 288 Abs. 1 Satz 2 BGB betragen die gesetzlichen Verzugszinsen für
Rechtsgeschäfte, an denen ein Verbraucher beteiligt ist, fünf Prozentpunkte über dem Basiszinssatz. Bei
Rechtsgeschäften, an denen ein Verbraucher nicht beteiligt ist, beträgt der Zinssatz für Entgeltforderungen
acht Prozentpunkte über dem Basiszinssatz, § 288 Abs. 2 BGB. Bei Verzugszinsen im Bereich von Darle-
hensgeschäften gilt die Sonderregelung in § 497 Abs. 1 Satz 2 BGB. 
Der Basiszinssatz ist variabel und kann sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres ändern, § 247
Abs. 1 BGB. Die Deutsche Bundesbank gibt den geltenden Basiszinssatz im Bundesanzeiger bekannt.

bis nach § 288
Abs. 1 BGB

nach § 288
Abs. 2 BGB

nach § 497 Abs. 1
Satz 2 BGB

Basis-
zinssatz

Verzugszinsen



� Vermittlungen

Bei Auseinandersetzungen unter Mitgliedern der
Kammer bietet der Vorstand entsprechend der
Regelung in § 73 Abs. 2 Nr. 2 BRAO Vermittlungs-
gespräche an. In Absprache mit den Beteiligten
nimmt sich entweder ein Mitglied des Vorstands
oder ein Geschäftsführer des Falls an.

Ein Vermittlungsgespräch setzt voraus, dass beide
Seiten damit einverstanden sind. Lehnt die Gegen-
seite die Teilnahme an einem Vermittlungsversuch
ab, dann ist die Vermittlung gescheitert, bevor sie
angefangen hat.

Die Weigerung, an einem Vermittlungsgespräch teil-
zunehmen, stellt keinen Verstoß gegen das Berufs-
recht dar. Der Vorstand bittet jedoch, bei Ausein-
andersetzungen untereinander zunächst die Ver-
mittlung durch die Kammer zu suchen.

Kommt ein Vermittlungsgespräch zustande, dann
ist es in der Regel auch erfolgreich.

Gemäß § 73 Abs. 2 Nr. 3 BRAO wird auch die Ver-
mittlung bei Auseinandersetzungen zwischen An-
walt und Mandant angeboten.

� Vertrauensanwalt für in Not 
geratene Mitglieder

In wirtschaftliche Not geratene Kolleginnen und
Kollegen können sich durch den vom Kammervor-
stand bestellten Vertrauensanwalt  beraten lassen.
Sowohl die Namen der Ratsuchenden als auch
sämtliche gegenüber dem Vertrauensanwalt ge-
machten Angaben werden von diesem streng ver-
traulich behandelt und unterliegen der anwaltlichen
Schweigepflicht auch gegenüber dem Kammervor-
stand.

Die Beratung erfolgt kostenlos. Ein Rechtsan-
spruch auf die Beratung besteht nicht. Die Bera-
tungsleistungen des Vertrauensanwalts sind auf
maximal fünf Stunden beschränkt.

Als Vertrauensanwalt wurde bestellt:

Rechtsanwalt Roland P. Weber
Barerstr. 3, 80333 München
Telefon: (089) 291605-47
Telefax: (089) 291605-49
E-Mail: recht@kanzleiweber.com

� Ermäßigter Kammerbeitrag bei
Geburt eines Kindes

Die Beitragsordnung der Rechtsanwaltskammer
München sieht für alle Mitglieder, deren Erwerbs-
fähigkeit aufgrund der Geburt eines Kindes einge-
schränkt ist, einen ermäßigten Kammerbeitrag in
Höhe von 100,– EUR vor (Nr. 3 der Beitragsord-
nung).

Die Ermäßigung wird auf Antrag gewährt. Das
Antragsformular kann auf der Homepage der Kam-
mer (www.rak-muenchen.de) heruntergeladen 
werden.

� Gebühren in 
anwaltsgerichtlichen Verfahren

Durch das am 31.12.2006 in Kraft getretene 
2. Justizmodernisierungsgesetz (BGBl. I, S. 3416
ff.) sind Gerichtsgebühren im anwaltsgerichtlichen
Verfahren eingeführt worden. 

Die Neufassung von § 195 BRAO sieht vor, dass
im anwaltsgerichtlichen Verfahren und im Verfah-
ren über einen Antrag auf anwaltsgerichtliche Ent-
scheidung über die Androhung oder Festsetzung
eines Zwangsgeldes (§ 57 III BRAO) oder über die
Rüge (§ 74a I BRAO) Gebühren nach einem eige-
nen Gebührenverzeichnis (Anlage zu § 195 BRAO)
erhoben werden. Auslagen sind nach wie vor nach
dem GKG zu zahlen.

� Signaturkarte

Die Kammer stellte zum 31.12.2006 den eigenen
Zertifizierungsdienst zur Ausgabe zertifizierter Sig-
naturkarten ein. Alle gültigen Teilnehmerzertifikate
werden spätestens zum 30. April 2007 gesperrt.
Die Kammer wurde zu diesem Schritt gezwungen,
da auch die Datev eG ihren eigenen Trustcenter-
Betrieb eingestellt hat. Die Datev eG stellt in
Zukunft Signaturkarten über die Deutsche Post
Com GmbH (DP.Com) aus.

Unsere Mitglieder haben die Möglichkeit, bei allen
in Deutschland tätigen Zertifizierungsdienstanbie-
tern erneut eine Karte zu beantragen. Eine Liste
aller Anbieter finden Sie unter www.bundesnetz-
agentur.de.
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KOMPETENTE ERLÄUTERUNGEN!

Datenschutzrecht
Kommentar zum Bundesdaten-
schutzgesetz, den Datenschutz-
gesetzen der Länder und zum
Bereichsspezifischen Daten-
schutz
von Dr. jur. Lutz Bergmann, Regierungs-
direktor a.D., Dipl.-Verwaltungswirt (FH)
Roland Möhrle und Professor Dr. jur.
Armin Herb, Rechtsanwalt

Loseblattwerk, etwa 2980 Seiten, € 84,–
einschl. drei Ordnern

ISBN 3-415-00616-6

Stand: 34. Ergänzung, Januar 2007

Dieser in Wirtschaft und Verwaltung aner-
kannte Kommentar bietet:

� Systematische Darstellung des Daten-
schutzrechts im In- und Ausland

� Zusammenfassende Überblicke über
das Datenschutzrecht des Bundes und
der Länder

� Den vollständigen und aktuellen Text
der EU-Datenschutzrichtlinie und des
novellierten Bundesdatenschutz-
gesetzes (BDSG 01, Stand 22.8.2006)

� Umfassende und präzise Kommentie-
rungen aller Vorschriften des Bundes-
datenschutzgesetzes (BDSG 01) mit
Schaubildern, Übersichten und Mus-
tern für die Praxis (einschl. Bürokra-
tieabbaugesetz v. Aug. 2006)

� Text der Datenschutzgesetze der Län-
der und Kirchen mit Teil-Kommentie-
rung (BW) und Synopsen (vergleichen-
de Übersichten zu allen Gesetzen)

� Multimedia und Datenschutz

� Vorbemerkungen, Texte und Kommen-
tierungen der datenschutzrechtlichen
Vorschriften der Sozialgesetzbücher I,
II, IV, V, VI, VII, VIII, X und XI

� Melderecht des Bundes und der Länder

� Zehnseitiges Fundstellenverzeichnis
aller Aufzählungen, Diagramme, For-
mulare, Kataloge, Merkblätter, Muster,
Schaubilder, Synopsen, Tabellen, Über-
blicke und Übersichten des Kommen-
tars



� Aktueller Mitgliederstand der
Rechtsanwaltskammer München

Am 01.02.2007 hatte die Kammer insgesamt
17.431 Mitglieder.

In dieser Zahl enthalten sind 98 Rechtsbeistände,
die nach § 209 BRAO in die Kammer aufgenom-
men sind, sowie 78 ausländische Anwälte, die sich
gemäß § 2 EuRAG, § 206 Abs. 1 BRAO, im Bezirk
der Kammer niedergelassen haben.

Insgesamt 11.073 Mitglieder der Kammer haben
ihren Kanzleisitz im Bezirk des Amtsgerichts Mün-
chen (i.e. Stadt- und Landkreis München).

Mitteilungen I/2007 23

P E R S O N A L I E N

Bauplanungsrecht in der Praxis
Handbuch für Planungs- und Genehmigungsverfahren und
zur Überprüfung von Bebauungsplänen
von Professor Dr. Hans-Jörg Birk, Rechtsanwalt und Fachanwalt für Verwal-
tungsrecht, Stuttgart/Dresden

2007, 5., überarbeitete Auflage, 408 Seiten, € 64,–

ISBN 978-3-415-03198-2
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Die Planungs- und Genehmigungsver-
fahren des BauGB sind nicht erst seit
der Anpassung an die EU-Richtlinien
durch das EAG Bau 2004 deutlich
komplizierter und damit fehleranfälli-
ger geworden.

Der Verfasser verdeutlicht den Ablauf
der einzelnen Verfahrensschritte und
zeigt deren Rechtmäßigkeitsvoraus-
setzungen auf. Außerdem stellt er an-
schaulich die Vorschriften über die
Planerhaltung und die Heilungs-
möglichkeiten im ergänzenden Ver-
fahren (§§ 214 ff. BauGB) dar. Damit
hilft das Handbuch sowohl bei der
rechtmäßigen Durchführung des Ver-

fahrens als auch bei einer späteren
Überprüfung der Planungs- oder Ge-
nehmigungsentscheidungen.

Der Leitfaden richtet sich deshalb an
alle, die mit Planungs- oder Geneh-
migungsverfahren nach dem BauGB
zu tun haben.

Das zum 1. Januar 2007 in Kraft ge-
tretene »Gesetz zur Erleichterung
von Planungsvorhaben für die
Innenentwicklung der Städte« ist
vollständig behandelt. Das Handbuch
geht außerdem auf den Problemkreis
»Artenschutz und Bebauungsplan«
nach der EuGH-Entscheidung vom
Januar 2006 ein.



Jetzt per Fax bestellen:
Bestellen können Sie auch online über das Internet-Portal www.anwaelte-im-markt.de im Bereich exklusiv für
Anwälte (Login: „Anwalt“, Passwort: „Fitmacher“).

Anzahl Bezeichnung Schutzgebühr und Versandkosten

Mandantenflyer 0,05 Euro zzgl. MwSt. und Versand
Mindestabnahme 50 Stück

Anwaltsvergütung.
Ein kurzer Leitfaden
(Mandanteninformation)

0,10 Euro zzgl. MwSt. und Versand
Mindestabnahme 50 Stück

Ihr Anwaltsbesuch
(Mandanteninformation)

0,75 Euro zzgl. MwSt. und Versand
Mindestabnahme 10 Stück

Thesen zu Vergütungsvereinbarungen
(BRAK-Information Heft 5)

0,50 Euro zzgl. Versand

Leitfaden „Kanzleistrategie“ 6,50 Euro Schutzgebühr
zzgl. MwSt. und Versand

Leitfaden „PR und Werbung“ 6,50 Euro Schutzgebühr
zzgl. MwSt. und Versand

Leitfaden „Mandantenbindung und -akquise“ 6,50 Euro Schutzgebühr
zzgl. MwSt. und Versand

Langenscheidt
Mandantenwörterbuch

2,00 Euro zzgl. MwSt. und Versand

Meine Daten:

Titel:

Name:

Vorname:

� Ja, ich möchte gerne per Mail über aktuelle Schritte der Initiative informiert werden!

Meine Mailadresse lautet:
Mit der Speicherung meiner Daten zu diesem Zweck bin ich einverstanden. Diesen Service kann ich jederzeit für die Zukunft widerrufen.

Wichtig! Für statistische Zwecke: in meiner Kanzlei sind Rechtsanwälte tätig.

BESTELLFAX: 030 / 284939-11 (BRAK)

Kanzleistempel
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